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ZEHN FRAGEN AN...

Christine Singer,
Landesbäuerin des Bayerischen Bauernverbands

1 Welche kleinen Dinge des Alltags können Sie glücklich
machen?
Eine Tasse Kaffee gemeinsam mit meinem Mann, am liebsten
im Garten.

2 Wie motivieren Sie sich, wenn mal alles schiefläuft?
Ich gehe in den Garten.

3 Welche menschliche Eigenschaft fordert Ihnen am meisten
Respekt ab?
Ehrlichkeit und Geradlinigkeit.

4 Gibt es für Sie noch einen großen unerfüllten Lebenswunsch?
Welchen?
Ich möchte gerne gemeinsam mit meinem Mann gesund und
zufrieden alt werden.

5 Wie entspannen Sie sich nach einem langen Arbeitstag?
Ein Glaserl Wein, Füße hoch und sonst nix.

6 Ihre Lieblingslektüre?
Ich liebe Gartenbücher aller Art.

7 Welchen Luxus gönnen Sie sich hin und wieder?
Eine kurze Auszeit in einem schönen Hotel bei gutem Essen,
Wellness mit Ausflügen in die schöne Natur. Je näher, desto
besser.

8 Wie stellen Sie sich einen perfekten Urlaub vor?
Vorher kein Stress und nachher kein Stress.

9 Was würden Sie einem jungen Menschen gern mit auf den
Weg geben?
Das Leben findet heute statt.

10 Welche Persönlichkeit aus Ihrem Umfeld hat Sie am meisten
beeindruckt?
Aktuell ist mir wieder bewusst geworden, wie sehr ich Barbara
Stamm geschätzt habe. Ihre Empathie für die Menschen war
beeindruckend.

Christine Singer ist jetzt an die Spitze der Landfrauen
im Bayerischen Bauernverband gewählt worden und
damit Nachfolgerin von Anneliese Göller. Die 57-jäh-
rige Hauswirtschaftsmeisterin stammt aus Hofheim
im Landkreis Garmisch-Partenkirchen und betreibt
mit ihrer Familie einen Milchviehbetrieb.
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Von
Lutz Leif Linden,
Generalsekretär des
Automobilclubs von
Deutschland (AvD)

NEIN

Die autofreien Sonntage während
der Öl-Krise der 1970er Jahre haben
fast nicht zum Rückgang des bundes-
deutschen Energieverbrauchs beige-
tragen. Eine Rückbesinnung auf die-
ses offensichtlich stumpfe Schwert,
wirkt wie der populistische Versuch,
dem eigenen Tun ein grünes Mäntel-
chen umzuhängen und symbolhaft
gesellschaftliche Verantwortung zu
demonstrieren. Anders als 1972 be-
steht keine weltweite Energiekrise.
Erdöl ist auf dem Weltmarkt in aus-
reichendem Umfang erhältlich. Dass
sich in Deutschland eine Erdgasver-

knappung anbahnt, ist ein
hausgemachtes Problem,

auch weil sich die Bun-
desregierung weigert,
deutsche Erdgasvor-
kommen zu erschlie-
ßen, die für 20 Jahre
den Gasbedarf decken
könnten.
Der von bestimmten
Kreisen bei jeder sich

bietenden Gelegenheit vorgebrach-
te Ruf nach „Tempolimit“, in die der
Audi-Chef nun einstimmt, ist eben-
falls ungeeignet. Fakt ist: Nur auf
zwei Prozent der deutschen Straßen
gibt es keine ausdrückliche Limitie-
rung und Tempo 130 auf allen Auto-
bahnen würde allenfalls 0,02 Pro-
zent CO2 einsparen. Die Kraftstoff-
Ersparnis leitet sich äquivalent ab.
Bei Tempo 100 schätzen Experten
das Einsparpotenzial auf zirka ein
Prozent. Und auch der gerade ver-
kündete Formel-1-Einstieg von Audi
will nicht so recht ins Bild passen.
Ginge es Herrn Duesmann tatsäch-
lich um einen Beitrag zum Energie-
sparen, wäre es wirksamer alle Audi-
Werke für jeweils einen Tag pro Wo-
che komplett stillstehen zu lassen.
Bei vollem Lohnausgleich für die Be-
schäftigten. Selbstverständlich wür-
de kein klar denkender Manager ei-
nen derartigen Vorschlag jemals er-
wägen. Allein schon aus dem
Pflichtbewusstsein die Arbeitsplätze
der Belegschaft nicht leichtfertig zu
gefährden und die Position seines
Unternehmens im globalen Wettbe-
werb nicht zu untergraben. Der Au-
di-Chef spricht ganz anders als er
handelt. Mit seinen Aussagen ging
es ihm offenbar in erster Linie um
knallige Schlagzeilen. Ein ernsthafter
Beitrag zur Verbesserung der Lage,
lag nie in seiner Absicht.

DIE FRAGE DER WOCHE Braucht es in der aktuellen Energiekrise autofreie Tage?

Von
Hanno Langfelder,
Mobilitätsexperte
bei Green City e.V.

Die Vorstellung, dass es in unseren
Städten und Ortschaften bald auto-
freie Tage geben kann, beflügelt die
Fantasie. Was tun mit der gewonne-
nen Freiheit, mit den expandierenden
Möglichkeiten, sich frei und sorglos
auf unseren Straßen zu bewegen? In
autofreien Tagen steckt die Chance
für uns alle, den Straßenraum und un-
sere Wohnorte neu zu entdecken.
Was für eine Einladung!
Auf dieser Entdeckertour wird uns
noch einiges anderes auffallen. Kaum
Verkehrslärm. Kein Stress. Saubere
Luft zum Atmen. Ohne Sorge mit Kin-
dern über Straßen laufen. Mehr Be-
wegung. Direkte Wege von A nach B.
Kein Warten an Ampeln, die sonst
dem Autoverkehr Vorrang geben. Es
wird deutlich sichtbar, wie viel Platz
wir den Autos einräumen.
Autofreie Tage lassen noch mehr zu.
Sie laden dazu ein, das eigene Viertel,
das eigene Quartier, besser kennen-
zulernen. Was verbirgt sich in all den
Straßen und Plätzen, an denen man

IJA

sonst nur vorbei rauscht? In unseren
StädtenundOrtschaftengibtesviel zu
entdecken. Im Auto gefangen bleibt
unsvielesdavonverborgen.Hier istdie
Möglichkeit die nahe Umgebung zu
Fuß und mit dem Rad zu erkunden.
Nehmen wir die autofreien Tage als
Chance an. Sie kommen nicht plötz-
lich aus heiterem Himmel. Wir kön-
nen unsere Pläne darauf ausrichten.
Bus und Bahn fahren weiterhin. Viele
Orte sind mit dem Fahrrad und zu Fuß
leicht erreichbar und wir kommen
stressfrei an. Übrigens kommen Ein-
satzfahrzeuge an diesen Tagen viel
schneller ans Ziel.
Autofreie Tage bieten persönlich viele
Chancen. Gesamtgesellschaftlich sind
sie ein wichtiger Schritt in Richtung
Mobilitätswende. Sie haben einen un-
mittelbaren Effekt auf die Luftqualität.
SiereduzierenLärm.SiesparenEnergie.
Die Emissionen sinken. Verkehrstote
und Verletzte werden verhindert.
Fangen wir damit an. Dann machen
wir weiter mit Tempolimits
(30/80/120) und autoar-
men Innenstädten. Stück
für Stück krempeln wir
den Verkehrssektor um.
Zurück bleiben gesun-
de Ortschaften mit ho-
her Aufenthaltsqualität
und einer klimaneutra-
len Zukunft. Das ist was
wert.

ten. Sie bekamen deswegen vom
Bayerischen Landesamt für Da-
tenschutzaufsicht eine Verwar-
nung – samt einer Gebühr von je
100 Euro. Dagegen zogen die bei-
den vor Gericht.

Das Verwaltungsgericht verband
die beiden Verfahren wegen der
identischen Fragestellungen zu ei-
ner gemeinsamen Verhandlung
und urteilte, dass es sich bei dem
Vorgehen um eine rechtmäßige
Datenverarbeitung gehandelt
habe. Die genaue Begründung liegt
noch nicht vor. Die Urteile sind
von grundsätzlicher Bedeutung,
allerdings noch nicht rechtskräftig.
Die Deutsche Umwelthilfe, die ei-
nen der beiden Kläger im Rahmen
eines Musterverfahrens unter-
stützt, begrüßte das Urteil.
„Falschparken ist kein Kavaliers-
delikt, sondern gefährdet Men-
schen“, kommentierte Bundesge-
schäftsführer Jürgen Resch. “ > DPA

Wer Fotos von Falschparkenden
im Rahmen einer Anzeige an die
Polizei schickt, verstößt damit im
Normalfall nicht gegen den Da-
tenschutz. Das geht aus zwei am
Donnerstag veröffentlichten
Grundsatzurteilen des Verwal-
tungsgerichts Ansbach hervor.
Das Gericht gab damit zwei Män-
nern recht, die ihre Anzeigen von
Parkverstößen auf Geh- und Rad-
wegen mit Fotos untermauert hat-

Urteil: Falschparkende dürfen fotografiert werden

Verpetzen erlaubt

PREISERHÖHUNG
Liebe Leser*innen,
wegen allgemein gestiegener
Kosten erhöhen wir zum
1. Dezember 2022 die Preise für
die Staatszeitung. Das Einzel-
exemplar wird dann 2,50 Euro
kosten, das Printabo 112 Euro
unddasE-Paper108Euro imJahr.

Bundesgesundheitsminister Karl Lauterbach wünscht sich mehr Schutzmaßnahmen innen – nur interessiert das keinen

Maskenpflicht? Nein, danke
nen eine Maskenpflicht in Innen-
räumen denkbar wäre.

Ob Bayern sich dem dann – wie
nach früheren Ländertreffen –
entgegenstellt? Die Frage ist auch:
Was für Werte zieht man heran,
um eine Aussagekraft zu erhal-
ten? Die Inzidenz, die Hospitali-
tätsrate? Welche Grenzen legt
man fest? Und: Soll es wirklich
Ausnahmen für Geimpfte und Ge-
nesene geben, obwohl man weiß,
dass diese Gruppen das Virus
ebenfalls übertragen können?

Roland Engehausen, Geschäfts-
führer der Bayerischen Kranken-
hausgesellschaft (BKG), sieht bei
einer möglichen Wiedereinfüh-
rung der Maskenpflicht in Innen-
räumen ein großes Problem: „Aus
unserer Sicht sollte nur das gesetz-
liche Pflicht werden, was dann
auch verbindlich umgesetzt wird.“
Doch man sehe ja schon im öf-
fentlichen Nahverkehr, dass etli-
che Menschen keine Maske mehr
tragen – ohne dass dies geahndet
werde. Außerdem lerne die Ge-
sellschaft – „auf der Grundlage ei-
ner besseren Kenntnis der Krank-
heitsverläufe, der Impfungen und
der derzeit vorhanden Virus-Va-
rianten“ – immer besser, mit dem
Virus zu leben. Da passten weitere
Verschärfungen der Politik nicht
ins Bild. Zwar rät die BKG dazu,
in Innenräumen Masken zu tragen
– aber nur aus Eigenverantwor-
tung. > THORSTEN STARK

ändere, muss aus ihrer Sicht eine
Maskenpflicht im Innenraum
doch erwogen werden.

Dann wäre auch Christina Hau-
brich, die gesundheitspolitische
Sprecherin der Grünen-Fraktion,
dafür. „Es ist ein effektives Mittel
und leicht umzusetzen“, sagt sie.
„Aber jetzt bei sinkender Inzidenz
die Maskenpflicht wiedereinzu-
führen, halte ich nicht für sinn-
voll.“

Auch Ruth Waldmann, die ge-
sundheitspolitische Sprecherin
der SPD-Fraktion, mag sich auf
keine Verschärfung festlegen. Mo-
mentan scheine es laut Staatsre-
gierung keine Notwendigkeit für
eine generelle Maskenpflicht zu
geben, sagt sie. Ihrer Fraktion lä-
gen allerdings nicht genug Daten
aus Holetscheks Ressort vor, um
das tatsächlich beurteilen zu kön-
nen. Es sei „ein blödes Spiel“ der
Staatsregierung, immer nur Ent-
scheidungen nach dem Prinzip
„Hauptsache gegen Lauterbach“
zu treffen, kritisiert sie.

Was, wenn sich die Situation im
Winter noch einmal verändert?
Vergangene Woche kamen die Ge-
sundheitsminister der Länder zu-
sammen, um sich gemeinsam auf
das weitere Vorgehen zu einigen.
Ergebnis: Es bleibt bei einer Mas-
kenpflicht im Nahverkehr der
Länder. Eine Arbeitsgruppe soll
zudem bundesweit einheitliche
Schwellenwerte festlegen, ab de-

zusätzlich in Geschäften. Doch
Berlins Regierende Bürgermeiste-
rin Franziska Giffey (SPD) wies
die Forderung zurück, in Bran-
denburg sprach sich das rot-
schwarz-grüne Landeskabinett
gegen eine Verschärfung aus, vor
allem die CDU war dagegen.

Und in Bayern? Ist derzeit eine
Mehrheit für eine weitergehende
Maskenpflicht ebenfalls nicht in
Sichtweite. Bis 9. Dezember wur-
de die Gültigkeit der Bayerischen
Infektionsschutzmaßnahmenver-
ordnung gerade erst verlängert.
Gesundheitsminister Klaus Holet-
schek (CSU) hat mehrfach darauf
verwiesen, dass man das Gesche-
hen genau beobachte. Eine Ver-
schärfung – aus seiner Sicht der-
zeit nicht notwendig.

Der Koalitionspartner, die Frei-
en Wähler, hat ohnehin eine klare
Meinung: Susann Enders, die ge-
sundheitspolitische Sprecherin
der Fraktion, verweist auf die
Omikron-Variante, die kaum
noch zu schweren Verläufen führt,
viele vorhandene Schutzmaßnah-
men und die derzeitige Infektions-
lage. „Insofern sehen wir aktuell
nicht den Staat in der Pflicht, zu-
sätzliche Maßnahmen zu erlassen,
sondern setzen auf die Kraft der
Argumente und die Einsicht und
das Verantwortungsbewusstsein
des Einzelnen“, erklärt Enders.
Nur für den Fall, dass sich die
Lage noch einmal dramatisch ver-

Seit Wochen fordert Bundesge-
sundheitsminister Karl Lauter-

bach (SPD) die Länder auf, wieder
eine Maskenpflicht in Innenräu-
men einzuführen. Mehr als for-
dern kann er auch nicht, nach
dem neuen Bundesinfektions-
schutzgesetz ist die Maskenpflicht
größtenteils Ländersache. Doch
seine Rufe blieben weitgehend un-
gehört. Nicht mal in seiner eige-
nen Partei kann man sich dazu
durchringen, ihm vorbehaltlos zu
folgen.

Tatsächlich wäre zum jetzigen
Zeitpunkt angesichts sinkender
Inzidenzen die Wiedereinführung
einer Maskenpflicht in Innenräu-
men auch kaum vermittelbar. Der
Bundesgesundheitsminister steht
weitgehend alleine da. Sogar die
Deutsche Krankenhausgesell-
schaft, deren Vorstandsvorsitzen-
der Gerald Gaß noch vor Kurzem
vehement dafür plädiert hatte,
wollte auf BSZ-Anfrage kein
Statement pro Maskenpflicht
mehr abgeben.

In keinem einzigen Bundesland
wird derzeit an einer Verschärfung
gearbeitet. Allerdings gab es im
Oktober in zwei Ländern entspre-
chende Vorstöße: Berlins Gesund-
heitssenatorin Ulrike Gote (Grü-
ne) hatte eine Maskenpflicht in öf-
fentlichen Gebäuden gefordert,
ihre Brandenburger Kollegin Ur-
sula Nonnemacher (ebenfalls
Grüne) wollte die Maskenpflicht

Karl Lauterbach (SPD) fordert, die
Maskenpflicht in Innenräumen wie-
der einzuführen – doch kein Bundes-
land macht mit.
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